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Allgemeine Geschäftsbedingungen der KayserBetten GmbH & Co. KG 

Stand: September 2026 

Geltungsbereich 
Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unternehmern im Sinne des § 14 BGB, juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. Sie gelten für alle – auch künftigen – Lieferungen und Leistungen der 
KayserBetten GmbH & Co. KG, HRB 1235 Amtsgericht Walsrode (im Folgenden: „Verkäufer“). Abweichende oder entgegenstehende 
Bedingungen des Käufers werden nicht anerkannt, es sei denn, der Verkäufer hat ihrer Geltung ausdrücklich in Textform zugestimmt. Dies 
gilt auch dann, wenn wir die Lieferung in Kenntnis solcher Bedingungen vorbehaltlos ausführen. Individuell getroffene Vereinbarungen 
haben Vorrang vor diesen Geschäftsbedingungen. 

Angebote 

Angebote des Verkäufers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind. Sie verlieren 
nach drei Monaten ihre Gültigkeit, soweit nichts anderes in Textform vereinbart wurde. Erst mit seiner Bestellung gibt der Käufer ein 
verbindliches Angebot ab. Ein Vertrag kommt durch die Auftragsbestätigung, durch Lieferung der Ware oder durch sonstige eindeutige 
Erklärungen des Verkäufers in Textform zustande. Eine automatische Bestell- oder Eingangsbestätigung dokumentiert lediglich den 
Eingang der Bestellung und stellt noch keine Vertragsannahme dar, es sei denn, sie wird ausdrücklich als solche bezeichnet. 

Freiwillige Stornierung 
Eine Stornierung nach Vertragsschluss erfolgt ausschließlich freiwillig (Kulanz) und setzt die vorherige Zustimmung des Verkäufers in 
Textform voraus; ein Anspruch hierauf besteht nicht. Stimmen wir einer Stornierung zu, berechnen wir vorbehaltlich weiterer Absprache 
ein Bearbeitungsentgelt, bezogen auf den vereinbarten Nettoauftragswert (Rechnungsbetrag der betroffenen Ware ohne Umsatzsteuer): 

• Standardprodukte aus dem Serienprogramm: vor Fertigungsbeginn 5 %, mindestens 50 Euro; ab   Fertigungsbeginn 15 %. 

• Sonderanfertigungen, Sonderbauten und auftragsbezogen gefertigte Ersatzteile: vor Materialdisposition 15 %, mindestens 50 
Euro; ab Materialdisposition die bereits angefallenen Material- und Fertigungskosten, nach Fertigstellung bis zur vollen 
Vergütung, da eine anderweitige Verwertung regelmäßig nicht möglich ist. 

Maßgeblich für den Fertigungsstand ist der Zeitpunkt des Zugangs der Stornierungsanzeige in Textform.   

Leistungsumfang 

Der Leistungsumfang bestimmt sich ausschließlich nach der jeweiligen Auftragsbestätigung. Angaben in Katalogen, Preislisten, auf 
Internetseiten oder in sonstigen Werbemitteln werden nur dann Bestandteil einer Beschaffenheitsvereinbarung, wenn sie ausdrücklich in 
den Vertrag einbezogen worden sind. 

Preise 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten die bei Vertragsschluss vereinbarten Preise des Verkäufers in Euro netto zuzüglich der 
gesetzlichen Umsatzsteuer. Vom Käufer veranlasste Zusatzleistungen werden gesondert berechnet. Hierzu zählen insbesondere: 
Sonderverpackungen, Express- oder Terminlieferungen, erneute Anfahrten.  

Liegen zwischen Vertragsschluss und dem bei Vertragsschluss vereinbarten Liefertermin mehr als vier Monate, ist der Verkäufer 
berechtigt und im Fall einer Kostensenkung verpflichtet, den vereinbarten Preis anzupassen, wenn sich nach Vertragsschluss die für die 
vertragsgegenständliche Lieferung maßgeblichen Material-, Rohstoff-, Energie-, Transport- oder Lohnkosten verändern. Eine 
Preisanpassung ist nur in dem Umfang zulässig, in dem sich die Kostenveränderung nachweislich auf die Kosten der 
vertragsgegenständlichen Lieferung auswirkt. Gegenläufige Kostenentwicklungen sind miteinander zu verrechnen. Eine Erhöhung des bei 
Vertragsschluss kalkulierten Gewinnanteils ist ausgeschlossen. 

Maßgeblich ist der Vergleich zwischen den bei Vertragsschluss bestehenden Kosten und den Kosten zum Zeitpunkt der Preisanpassung. 
Der Verkäufer hat dem Käufer die Preisanpassung spätestens vier Wochen vor dem vereinbarten Liefertermin in Textform mitzuteilen. Die 
Mitteilung muss den bisherigen und den angepassten Preis, die betroffenen Kostenarten sowie die Berechnung der Anpassung in 
nachvollziehbarer Form ausweisen. Der Verkäufer hat die maßgeblichen Kostenveränderungen dem Käufer auf Verlangen in geeigneter 
Weise nachzuweisen. 

Beruht eine Überschreitung des ursprünglich vereinbarten Liefertermins auf einem vom Verkäufer zu vertretenden Umstand, kann der 
Verkäufer aus der dadurch verlängerten Vertragsdauer kein Recht zur Preiserhöhung herleiten. 

Erhöht sich der vereinbarte Nettopreis aufgrund dieser Regelung um mehr als 10 %, ist der Käufer berechtigt, hinsichtlich des noch nicht 
erfüllten Teils des Vertrags zurückzutreten. Der Rücktritt ist innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Mitteilung über die 
Preisanpassung in Textform zu erklären. Erfolgt innerhalb dieser Frist kein Rücktritt, gilt der angepasste Preis; hierauf hat der Verkäufer 
den Käufer in der Mitteilung gesondert hinzuweisen. 
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Zahlungsbedingungen 
Rechnungen sind bei Inlandsgeschäften innerhalb von 8 Tagen nach Rechnungsdatum abzüglich 2 % Skonto bzw. innerhalb von 30 Tagen 
rein netto zu bezahlen, bei Auslandsgeschäften gemäß den jeweils vereinbarten Zahlungsbedingungen. Maßgeblich für die 
Rechtzeitigkeit der Zahlung ist der Eingang beim Verkäufer. Der Käufer kommt spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang der 
Rechnung in Verzug, ohne dass es einer Mahnung bedarf (§ 286 Abs. 3 BGB); gesetzliche Verzugstatbestände bleiben unberührt. Bei 
Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Verzugszinsen für Entgeltforderungen zwischen Unternehmern. Gerät der Käufer in Verzug, hat 
er ferner eine Pauschale in Höhe von 40 Euro zu zahlen (§ 288 Abs. 5 BGB). Die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens 
bleibt vorbehalten. Mit Erteilung des Auftrages anerkennt der Käufer diese Lieferungs- und Zahlungsbedingungen. 

Gerät der Käufer mit einer Zahlung in Verzug, stellt er seine Zahlungen ein oder werden uns nach Vertragsschluss Umstände bekannt, die 
die Kreditwürdigkeit des Käufers ernstlich in Frage stellen (insbesondere ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), so werden 
sämtliche offenen Forderungen aus der Geschäftsverbindung sofort fällig. Der Verkäufer ist in diesen Fällen berechtigt, noch ausstehende 
Lieferungen nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen und die Auslieferung zurückzuhalten, bis der Käufer gezahlt 
oder Sicherheit geleistet hat. 

Lieferungen; Gefahrübergang 
Lieferungen innerhalb Deutschlands erfolgen frei Haus. „Frei Haus“ umfasst ausschließlich die Kosten des gewöhnlichen Transports bis 
zur üblichen Entladestelle. Ein Aufbau- oder Montageservice ist nicht Bestandteil der Lieferung frei Haus und wird gesondert berechnet. 
Lieferungen ins Ausland erfolgen ab Werk, d. h. die Versand- und Transportkosten sind, wenn nicht anders vereinbart, vom Käufer zu 
tragen. Zölle, Einfuhrumsatzsteuern und sonstige im Bestimmungsland anfallende Abgaben sind ebenfalls vom Käufer zu tragen. Bei 
steuerfreien Lieferungen hat der Käufer uns die für die Umsatzsteuerbefreiung erforderlichen Nachweise, insbesondere die 
Gelangensbestätigung oder den Ausfuhrnachweis unverzüglich und vollständig beizubringen; kommt er dem nicht nach, trägt er die 
hierauf anfallende Umsatzsteuer.  

Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung geht bei Versendung der Ware an den Käufer mit Übergabe 
der Ware an den Spediteur, Frachtführer oder sonstigen zur Versendung bestimmten Dritten über. Dies gilt auch bei Lieferungen „frei 
Haus“. Verzögert sich der Versand oder die Übergabe aus Gründen, die der Käufer zu vertreten hat, geht die Gefahr mit der Mitteilung 
der Versandbereitschaft auf den Käufer über. 

Lieferverzug 
Liefertermine sind unverbindlich, soweit sie nicht ausdrücklich in Textform als verbindlich vereinbart wurden. Im Übrigen handelt es sich 
um unverbindliche Prognosen.  

Der Verkäufer haftet nicht für Lieferverzögerungen, soweit diese auf Ereignissen höherer Gewalt oder sonstigen bei Vertragsschluss 
nicht vorhersehbaren, vom Verkäufer nicht zu vertretenden und trotz zumutbarer Sorgfalt nicht abwendbaren Ereignissen beruhen, die 
die Lieferung vorübergehend verhindern oder wesentlich erschweren. Hierzu zählen insbesondere rechtmäßige 
Arbeitskampfmaßnahmen, behördliche Maßnahmen, Betriebsstörungen, Transportstörungen sowie nicht vom Verkäufer zu vertretende 
Störungen der Energie- oder Rohstoffversorgung. Dies gilt nur, soweit das jeweilige Ereignis für die Lieferverzögerung ursächlich ist. 

Der Verkäufer wird den Käufer über Beginn und voraussichtliche Dauer der Lieferverzögerung unverzüglich informieren. Verbindlich 
vereinbarte Lieferfristen verlängern sich um die Dauer der Behinderung zuzüglich einer angemessenen Wiederanlaufzeit. 

Dauert die Behinderung länger als sechs Wochen an oder ist dem Käufer wegen der Verzögerung ein Festhalten am Vertrag nicht mehr 
zumutbar, ist jede Partei berechtigt, hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag zurückzutreten. Bereits empfangene 
Gegenleistungen sind unverzüglich zu erstatten. Gesetzliche Rücktritts- und Schadensersatzrechte des Käufers bleiben unberührt.  

Annahmeverzug 

Kommt der Käufer nach den gesetzlichen Vorschriften in Annahmeverzug, sind wir berechtigt, die Ware auf Kosten des Käufers 
einzulagern. Der Käufer hat uns die durch den Annahmeverzug verursachten erforderlichen und angemessenen Mehraufwendungen, 
insbesondere für Transport, Lagerung und Erhaltung der Ware, zu ersetzen. 

Nach erfolglosem Ablauf einer dem Käufer gesetzten angemessenen Nachfrist und vorheriger Ankündigung sind wir berechtigt, die Ware 
anderweitig zu verwerten, soweit dem keine zwingenden gesetzlichen Vorschriften entgegenstehen. Ein erzielter Nettoverwertungserlös 
ist auf die Forderungen gegen den Käufer anzurechnen. 

Mit Eintritt des Annahmeverzugs geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung nach Maßgabe der 
gesetzlichen Vorschriften auf den Käufer über. Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 

Eigentumsvorbehalt und Weiterveräußerungsklausel 
Die verkaufte Ware bleibt bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises Eigentum des Verkäufers. Mit vollständiger Bezahlung des 
Kaufpreises geht das Eigentum an der Ware auf den Käufer über. Der Käufer darf die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen 
Geschäftsbetrieb weiterveräußern. Eine anderweitige Verfügung, insbesondere eine Verpfändung, Sicherungsübereignung, Vermietung 
oder Verleihung, ist bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises unzulässig. 

Sämtliche aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware entstehenden Forderungen gegen Dritte tritt der Käufer hiermit im Voraus an 
den Verkäufer ab, und zwar in Höhe des jeweiligen Rechnungswertes einschließlich Umsatzsteuer. Ungeachtet dieser Abtretung bleibt 
der Käufer zur Einziehung der Forderungen berechtigt. Der Verkäufer ist jedoch berechtigt, die Einziehungsermächtigung zu widerrufen, 
wenn der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt, in Zahlungsverzug gerät, einen Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens stellt oder seine Zahlungen einstellt. Bei Zugriffen Dritter auf die Vorbehaltsware oder die abgetretenen 
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Forderungen hat der Käufer den Verkäufer unverzüglich in Textform zu informieren und den Dritten auf das Eigentum beziehungsweise 
die Abtretung hinzuweisen. 

Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, die Vorbehaltsware nach Rücktritt 
herauszuverlangen. 

Transportschäden  
Der Spediteur des Verkäufers befördert Waren nach den „Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen“ (ADSp). Für Ansprüche gegen 
den Frachtführer oder Spediteur gelten die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere § 438 HGB. Die gesetzlichen Anzeige- und 
Ausschlussfristen für Verlust, Beschädigung und Lieferfristüberschreitung gegenüber dem Frachtführer bleiben unberührt. 

Untersuchung und Mängelrüge 
Der Käufer hat die gelieferte Ware unverzüglich nach Ablieferung zu untersuchen und offene Mängel unverzüglich, verdeckte Mängel 
unverzüglich nach ihrer Entdeckung, in Textform anzuzeigen. Unterlässt der Käufer die rechtzeitige Anzeige, gilt die Ware in Ansehung 
des betreffenden Mangels als genehmigt, soweit dies nach § 377 HGB vorgesehen ist. Für die Fristwahrung genügt die rechtzeitige 
Absendung der Anzeige. 

Gewährleistung 
Der Verkäufer haftet nach den gesetzlichen Vorschriften für Sach- und Rechtsmängel. Die Verjährungsfrist für Sachmängelansprüche 
beträgt zwölf Monate ab Lieferung.  

Diese Fristverkürzung gilt nicht bei arglistigem Verschweigen eines Mangels, bei Übernahme einer Garantie für die Beschaffenheit oder 
Haltbarkeit der Produkte, für Schadensersatzansprüche wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, für 
Schadensersatzansprüche wegen vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Pflichtverletzung, für Ansprüche nach dem 
Produkthaftungsgesetz, für Mängel an einem Bauwerk oder an einer Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein 
Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat; sowie für gesetzliche Rückgriffsansprüche des Käufers, 
insbesondere nach den §§ 445a, 445b und 478 BGB. In diesen Fällen gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen. 

Die Nacherfüllung erfolgt nach Wahl des Verkäufers durch Nachbesserung oder Lieferung einer mangelfreien Sache. Der Verkäufer kann 
die vom Käufer gewählte oder vom Verkäufer bestimmte Art der Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen verweigern. Die 
Nacherfüllung kann, soweit nach Art des Produkts und des Mangels sachgerecht, insbesondere durch Nachbesserung, Lieferung und 
Einbau von Ersatzteilen, Beauftragung eines geeigneten Servicepartners oder Ersatzlieferung durchgeführt werden. 

Der Käufer hat dem Verkäufer die zur Prüfung und Nacherfüllung erforderliche Gelegenheit zu geben. Eine Rücksendung mangelhafter 
Produkte ist vorab mit dem Verkäufer abzustimmen. Die erforderlichen Kosten der Nacherfüllung trägt der Verkäufer nach Maßgabe der 
gesetzlichen Vorschriften. Gesetzliche Rechte des Käufers, insbesondere bei Verweigerung, Fehlschlagen oder Unzumutbarkeit der 
Nacherfüllung, bleiben unberührt. 

Der Käufer darf gegenüber seinen Kunden keine Garantien, Beschaffenheitszusagen oder sonstigen Einstandspflichten im Namen oder 
zulasten des Verkäufers übernehmen, sofern der Verkäufer diese nicht zuvor in Textform genehmigt hat. Gesetzliche Rückgriffsansprüche 
des Käufers bleiben unberührt. 

Der Käufer stimmt mit dem Verkäufer vor Anerkennung, Regulierung oder Abwehr einer Reklamation die sachgerechte Vorgehensweise 
ab, soweit dies unter Berücksichtigung zwingender gesetzlicher Fristen und erforderlicher Sofortmaßnahmen möglich und zumutbar ist. 
Notwendige Maßnahmen zur Abwehr unmittelbarer Gefahren für Personen oder Sachen dürfen hierdurch nicht verzögert werden. Bei 
Endkundenreklamationen außerhalb Deutschlands hat der Käufer zusätzlich das betroffene Land, den Vertriebsweg, den ursprünglichen 
und gegenwärtigen Standort des Produkts sowie die dort geltend gemachten gesetzlichen oder vertraglichen Ansprüche mitzuteilen. Der 
Käufer übersendet dem Verkäufer auf Verlangen die maßgeblichen Verkaufs-, Garantie- und Produktunterlagen sowie eine 
nachvollziehbare Darstellung der anwendbaren lokalen Anforderungen. 

Naturmaterialien, Farben, Maße 
Der Verkäufer verwendet für seine Produkte Naturmaterialien, insbesondere Holz. Maserungs- und Strukturunterschiede, 
Farbabweichungen zwischen Chargen, Unterschiede zwischen Muster und Serienprodukt sowie Veränderungen durch Licht und Alterung 
stellen keinen Mangel dar, soweit sie materialtypisch, branchenüblich und für den Käufer zumutbar sind und keine ausdrücklich 
vereinbarte Beschaffenheit entgegensteht. Ebenso sind bei Matratzen geringfügige fertigungsbedingte Abweichungen von den 
Nennmaßen produktionsüblich. 

Aufrechnung, Zurückbehaltung 
Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen dem Käufer nur zu, soweit seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt, 
unbestritten oder vom Verkäufer anerkannt sind. Bei Mängeln ist der Käufer nur berechtigt, Zahlungen in einem Umfang zurückzuhalten, 
der in einem angemessenen Verhältnis zum Mangel und zu den voraussichtlichen Kosten der Mangelbeseitigung steht. 

Freiwillige Rücknahme gelieferter Ware 
Ein gesetzliches Widerrufs- oder Rückgaberecht besteht nicht. Eine Rücknahme mangelfreier Ware erfolgt ausschließlich freiwillig (Kulanz) 
und setzt die vorherige Zustimmung des Verkäufers in Textform voraus; ein Anspruch hierauf besteht nicht. Gewährleistungsansprüche 
wegen mangelhafter Ware bleiben hiervon unberührt. 
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Waren, die ohne vorherige Zustimmung des Verkäufers zurückgesandt werden, werden nicht gutgeschrieben. Nimmt der Verkäufer Ware 
freiwillig zurück, muss diese originalverpackt sowie in einwandfreiem, wiederverkaufsfähigem Zustand sein (vollständig, voll 
funktionsfähig, weder verschmutzt noch verkratzt). In diesem Fall vergüten wir höchstens 85 % des vereinbarten Nettoauftragswertes 
(Rechnungsbetrag der betroffenen Ware ohne Umsatzsteuer). Die Rücklieferung hat nach Terminabstimmung frei Haus unter Angabe der 
Kommission und der Auftrags- bzw. Seriennummer des Verkäufers zu erfolgen. Bei Rücksendungen aus dem Ausland trägt der Käufer 
sämtliche mit der Rücksendung verbundenen Kosten, einschließlich Fracht, Versicherung, Ausfuhr- und Einfuhrabgaben sowie der 
Einfuhrverzollung nach Deutschland. Das Rücknahmeverlangen muss innerhalb von  

Von einer Rücknahme ausgeschlossen ist Ware, die aufgrund kundenspezifischer Anfertigung, baulicher Veränderung oder aus 
Hygienegründen nicht wieder verkehrsfähig ist. Das gilt insbesondere für kundenspezifische Anfertigungen (insbesondere 
Abpolsterungen) und Sonderbauten, auftragsbezogen gefertigte oder baulich veränderte Teile (z. B. Holzumbauten mit Bohrungen, 
Verschraubungen, Sonderlackierungen oder Sonderausstattungen sowie eigens für Bestandsbetten gefertigte Ersatzteile) sowie 
Hygieneartikel (insbesondere Matratzen, Inkontinenzbezüge und Topper).  

Bewertung und Aufbereitung von Wiedereinsatzbetten 
Auf Wunsch des Käufers bewerten und bereiten wir zum Wiedereinsatz vorgesehene Betten („Wiedereinsatzbetten“) auf. Die Einsendung 
veranlasst und organisiert der Käufer; sie erfolgt ausschließlich nach vorheriger Absprache unter Angabe der Seriennummer sowie der 
Angebotsnummer der zugehörigen Neuversorgung. Der Käufer hat das Bett transportsicher und fachgerecht zu verpacken; die Gefahr 
einer Beschädigung oder eines Verlusts auf dem Transportweg zu uns trägt der Käufer. Eine Abholung durch uns erfolgt nicht. Ohne 
vorherige Absprache übersandte Betten nehmen wir nicht entgegen; die hierdurch entstehenden Rück- oder Entsorgungskosten trägt der 
Käufer. 

Die Bewertung erfolgt in unserem Hause nach unserem internen Bewertungsprotokoll auf Grundlage der jeweils geltenden Normen und 
der Verordnung (EU) 2017/745 (MDR); sie umfasst insbesondere die Prüfung auf Transportschäden, die Funktionsfähigkeit der Motorik 
sowie Vollständigkeit und Zustand der Ausstattung. Ein Angebot erstellen wir erst nach abgeschlossener Bewertung. 

Kommt ein Wiedereinsatz aus von uns nicht zu vertretenden Gründen nicht zustande – etwa aufgrund des Bewertungsergebnisses oder 
mangels Genehmigung des Kostenträgers –, stellen wir die bereits erbrachten Leistungen (insbesondere Handling, Desinfektion und 
Bewertung) sowie die Kosten für Rücktransport oder Entsorgung nach der jeweils gültigen Preisliste in Rechnung. Erfolgt nicht innerhalb 
von sechs Wochen nach Angebotserstellung eine Beauftragung oder – nach Ablehnung – die Abholung, berechnen wir eine Lagergebühr 
nach der jeweils gültigen Preisliste. 

Für Mängel der von uns durchgeführten Aufbereitungsleistung gelten die gesetzlichen Gewährleistungsvorschriften. Für den Zustand des 
eingesandten Grundgeräts im Übrigen – insbesondere Verschleiß und Mängel aus der vorangegangenen Nutzung, die im Rahmen der 
Bewertung nach dem Stand der Technik nicht erkennbar waren – übernehmen wir keine Gewähr. Der Abschnitt „Haftung“ bleibt unberührt. 

Ablauf, Leistungsumfang und Preise teilen wir gesondert mit. 

Rückruf- und Sicherheitsmaßnahmen 
Der Käufer hat die für die Rückverfolgbarkeit erforderlichen Informationen, insbesondere Seriennummern, Lieferdaten und 
Abnehmerdaten zu dokumentieren und dem Verkäufer auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. Der Käufer hat die Kosten möglichst gering 
zu halten, Rückrufinformationen unverzüglich an seine betroffenen Abnehmer weiterzuleiten, die Maßnahmen zu dokumentieren und dem 
Verkäufer auf Verlangen geeignete Nachweise vorzulegen. Weitergehende Schadensersatzansprüche bleiben unberührt. 

Haftung 
Der Verkäufer haftet unbeschränkt für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer 
fahrlässigen oder vorsätzlichen Pflichtverletzung von ihm, seinen gesetzlichen Vertretern oder Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie für 
Schäden, die von der Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz umfasst werden. 

Der Verkäufer haftet ferner unbeschränkt für Schäden, die auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit von ihm, seinen gesetzlichen Vertretern 
oder Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie im Umfang einer von ihm übernommenen Garantie. 

Bei der leicht fahrlässigen Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Kardinalpflicht) – also einer Pflicht, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig 
vertraut und vertrauen darf – ist die Haftung auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. Erforderliche und 
angemessene Rückruf- und Sicherheitskosten gelten bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abschnitts „Rückruf- und 
Sicherheitsmaßnahmen“ als ersatzfähiger Schaden. 

Im Übrigen ist eine Haftung für leicht fahrlässige Pflichtverletzungen ausgeschlossen. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des 
Käufers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 

Selbstbelieferungsvorbehalt, Konstruktionsänderungen 
Die Lieferpflicht steht unter dem Vorbehalt richtiger und rechtzeitiger Selbstbelieferung, sofern der Verkäufer vor oder spätestens bei 
Abschluss dieses Vertrags ein rechtsverbindliches, kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen hat, von seinem Vorlieferanten ohne 
eigenes Verschulden nicht richtig oder nicht rechtzeitig beliefert wird und die geschuldete Ware auch nicht mit zumutbaren Maßnahmen 
anderweitig beschaffen kann. Der Verkäufer informiert den Käufer unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit. Soweit der Verkäufer 
deswegen vom Vertrag zurücktritt, wird er bereits erhaltene Gegenleistungen unverzüglich erstatten. Gesetzliche Rechte des Käufers 
bleiben im Übrigen unberührt. Der Verkäufer ist berechtigt, nach Vertragsschluss Änderungen an Konstruktion oder Ausführung des 
Produkts vorzunehmen, soweit diese aufgrund technischer Weiterentwicklung oder zwingender gesetzlicher oder behördlicher Vorgaben 
sachlich gerechtfertigt und dem Käufer zumutbar sind. Die Änderungen dürfen die vereinbarte Beschaffenheit sowie Funktion, Sicherheit, 
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Qualität, Verwendbarkeit und Kompatibilität des Produkts nicht wesentlich beeinträchtigen und für den Käufer keine wesentlichen 
zusätzlichen Kosten verursachen. Der Verkäufer wird den Käufer vor Lieferung über Änderungen informieren, soweit diese für den 
bestimmungsgemäßen Einsatz, den Einbau, die Weiterverarbeitung, bestehende Schnittstellen oder erforderliche Zulassungen von 
Bedeutung sein können. Eine Verpflichtung zur nachträglichen Änderung bereits gelieferter Produkte besteht nicht, sofern dies nicht zur 
Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten erforderlich ist.  

Datenschutz 
Der Verkäufer verarbeitet personenbezogene Daten des Käufers ausschließlich nach Maßgabe der geltenden datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen. Einzelheiten zur Verarbeitung enthält unsere Datenschutzerklärung, abrufbar unter 
https://www.kayserbetten.eu/datenschutz/. 

Exportkontrolle und Sanktionen 

Der Käufer hat bei Ausfuhr, Wiederausfuhr, Verbringung, Weiterlieferung der Ware die jeweils auf ihn und den betreffenden Vorgang 
geltenden Ausfuhr-, Einfuhr- und Sanktionsvorschriften einzuhalten. Hierzu gehören insbesondere die einschlägigen Vorschriften der 
Europäischen Union, der Bundesrepublik Deutschland sowie Vorschriften anderer Staaten, insbesondere der Vereinigten Staaten von 
Amerika, soweit diese auf den jeweiligen Vorgang anwendbar sind. Der Käufer darf die Ware weder unmittelbar noch mittelbar an 
Personen, Organisationen, Einrichtungen, Länder oder Gebiete liefern oder zur Verwendung durch oder zugunsten solcher Empfänger 
bestimmen, soweit dies nach den jeweils anwendbaren exportkontroll- oder sanktionsrechtlichen Vorschriften verboten ist. Gleiches gilt 
für eine Verwendung der Ware zu einem verbotenen Endverwendungszweck. Der Käufer stellt uns auf Anforderung rechtzeitig alle 
Angaben und Unterlagen zur Verfügung, die wir vernünftigerweise zur Durchführung exportkontroll- oder sanktionsrechtlicher 
Prüfungen benötigen, insbesondere Angaben zum Endempfänger, zum Endverbleib und zum Verwendungszweck der Ware. Der Käufer 
stellt uns von Ansprüchen Dritter sowie von behördlich auferlegten Geldbußen, Kosten und sonstigen Schäden frei, soweit diese auf 
einem vom Käufer schuldhaft begangenen Verstoß gegen die vorstehenden Verpflichtungen beruhen. Die Freistellung umfasst auch die 
erforderlichen und angemessenen Kosten der Rechtsverteidigung. Eigene gesetzliche Pflichten und Verantwortlichkeiten des Verkäufers 
bleiben unberührt. 

Anwendbares Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). Erfüllungsort ist Bad Fallingbostel-
Dorfmark. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung ist der Sitz des Verkäufers. 

Salvatorische Klausel 
Sollte eine Bestimmung dieser Bedingungen ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt die 
gesetzliche Regelung. 

 


